Langes Werben, zäher Widerstand 

Neue Paradigmen für die Kulturförderung? 

Pius Knüsel

Gut möglich, dass wir uns irren: Darin, dass für die Kultur, die wir mit staatlichem Gelde fördern, sich je eine Mehrheit interessieren könnte. Dass jemand anders als die tonangebende Minderheit je davon profitieren würde. Bitter das Eingeständnis nach 30, nach 100 Jahren Kulturpolitik, dass unsere Kunst nicht das Zaubermittel ist, das sich selbst beliebt macht. Dass das grosse Publikum oft wegbleibt. Da kann nur radikales Umdenken weiterhelfen. Pius Knüsel, Direktor der Schweizer Kulturstiftung Pro Helvetia, sucht einen Ausweg aus der Rechtfertigungsfalle.  

Politik ist eine Bühne, und derzeit wird in der Schweiz das Stück ‹Kulturpolitik› gegeben. Darin spielt Pro Helvetia ohne Zweifel eine Hauptrolle. Nicht wegen ihres geringen Gewichtes – mit 33 Millionen Franken Bundessubventionen trägt sie nur gerade 1.5% zum gesamten öffentlichen Kulturetat dieses Landes von rund 2 Milliarden bei. Vielmehr wegen ihrer Rolle als ältestes kulturpolitisches Organ dieses Landes und wegen ihrer exponierten Lage als autonome Instanz, in der sich politische Anliegen mit kulturellen kreuzen. In dieser Rolle geniesst Pro Helvetia in jüngster Zeit enorme Aufmerksamkeit. ‹Kulturpolitik›, in den 90er Jahren als Schlafmittel gehandelt, hat sich, wenn nicht zu einem Drama, so doch zu einer Tragikomödie entwickelt, deren Episoden auf den Frontseiten der Zeitungen stattfinden. Das Publikum in diesem Theater besteht aus zwei Gruppen: den zeitgenössischen Kulturschaffenden und Veranstaltern einerseits, unmittelbare Nutzniesser der Kulturförderung, die für bessere Arbeitsbedingungen kämpfen und denen die Furcht vor Kürzung und Kahlschlag im Nacken sitzt, und den Politikern andererseits, denen Zweifel an Sinn und Nutzen der gegenwärtigen Kulturförderung auf die Stirn geschrieben stehen. Für Spannungsanstieg sorgen verschiedene äussere Faktoren: die Mittelknappheit der öffentlichen Haushalte und die damit verbundenen Umverteilungskämpfe, die Verschiebung des politischen Schwerpunktes nach rechts, die durch die Weltwirtschaft untergrabene Souveränität der Nationalstaaten, damit verbunden das Schwinden der staatlichen Gestaltungskraft, die schwache Position der Intellektuellen in einer vom ökonomischen Diskurs beherrschtenWelt. Dazu kommen ein paar explosive Tatsachen aus dem Kulturbereich selbst. Zwar hat die Kulturpolitik es geschafft, binnen 40 Jahren die Zahl der Kulturinstitutionen zu verzehnfachen. Allein, das aktive Publikum hat sich nicht verzehnfacht; der Ausbau des Angebots hat vor allem die Nutzungsfrequenz des ohnehin kulturbegeisterten Publikums angehoben; und er hat die Zahl der Produzierenden anschwellen lassen. Die Vermehrung der Institutionen hat zu einem Konkurrenzkampf geführt, der nur mit mehr Mitteln und aufwändigeren Produktionen zu bestehen ist. Und, ähnlich dem Gebührenfernsehen, zu einer Anpassung an die aggressiven privaten Anbieter, deren Zahl im subventionierten Umfeld ebenso wuchs. Damit geraten die öffentlichen Einrichtungen zunehmend in Legitimationszwang: Weshalb soll die Öffentlichkeit bezahlen für Leistungen, die andere selbsttragend erbringen? Einigkeit herrscht: Wir leben in einem Überangebot, von dem die wenigen – die Gebildeten und dieWohlhabenden – profitieren, während die vielen vor dem Bildschirm sich vergnügen. Wir nähern uns dem Ende der Kulturseligkeit – dem Ausgang aus jener Epoche, welche mit Kultur die Wunden dieser Welt glaubte heilen zu können. Deren Dogma sich in die Worte des ehemaligen Direktors des Goethe-Instituts, Hilmar Hoffmann, fassen lässt: Es kann gar nie genug Kultur geben. Die mit Kultur aber doch nicht mehr als einen erweiterten humanistischen Kanon meinte. Ein Wort des Trostes: Die Frage, wie wir Kunst und Volk zusammenbringen, ist mindestens so alt wie die bürgerliche Kultur selbst. Friedrich Wilhelm Schmidt, deutscher Theaterdirektor der Goethezeit, schrieb in seinen Memoiren: «Ausser dem Dichternamen ‹Schiller› bewirkte bei uns noch derjenige von ‹Goethe› und ‹Lessing› unfehlbar ein leeres Haus.» Auch Johann Wolfgang von Goethe selbst, während 26 Jahren Theaterdirektor zu Weimar, füllte seinen Spielplan nur zu 5% mit aufklärerischen Stücken. Die restlichen 95% bestanden auch bei ihm aus Singspielen, leichten Komödien, Schwänken – dem, woran das breitere Publikum gefallen fand. 

Die Utopisten der Kulturpolitik: Die Überhöhung der Klassik zu einer kulturellen Norm erfolgte erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts im Kontext einer sich erstmals entwickelnden Kulturpolitik. Das aufstrebende Industriebürgertum formulierte sich kulturell zuerst in den literarischen, den Musik- und Kunstsalons zwischen Berlin und Paris, wo es den modernen Kunstbegriff schuf. Die humanistische Bildung des Menschengeschlechtes wurde zu einer Aufgabe des republikanischen Staates. Am sichtbarsten manifestierte sie sich in kulturellen Institutionen, die machtvolle Repräsentation mit moralischer Autorität verbanden und alsbald den Löwenanteil der – erstmals aus Steuergeldern finanzierten – Kulturbudgets verschlangen. Als Erziehungsprojekt setzte die neue bürgerliche Kultur sich auf diese Weise von der höfischen ab. Gegen die einseitige Verwendung öffentlicher Gelder für die ‹Selbstdarstellung der herrschenden Klasse› wehrten sich die 68er. Mit ihnen brach die utopische Phase der Kulturpolitik an. Kultur für alle lautete das Schlagwort, das humanistische Erbe sollte demokratisiert, die Mauern der Hochkultur für breite Bevölkerungsschichten geöffnet werden. Kultur selbst galt als ein Ferment der Gerechtigkeit, je kultureller eine Gesellschaft, umso höher ihr Entwicklungsstand, umso weniger ausbeuterisch die Verhältnisse. Unter den Titeln Alternativ- und Soziokultur wurden neue gesellschaftliche Gruppen eingemeindet, wurde Populärkultur als relevanter Ausdruck von Existenzgestaltung rehabilitiert und unterstützungsfähig. Partizipation war ein Schlüsselbegriff: Kulturpolitik sollte in erster Linie der Bürgerin und dem Bürger aktive Teilnahme an der kulturellen Produktion ermöglichen. Hatte die bürgerliche Kulturkonzeption von oben nach unten funktioniert, so wollte die fortschrittliche von unten nach oben wirken. Doch was die Utopisten der Kulturpolitik schliesslich schafften, war nicht die Umkehr des Kulturbegriffs – Volkstheater statt Oper, Pop statt Klassik! –, sondern bloss seine Ausdehnung. Zwischen Genf und St. Gallen entstanden neben den traditionellen die alternativen Kulturzentren; Einrichtungen der kulturellen Erwachsenenbildung boomten. Über diesen Umweg gelang es, die Zahl der am Kulturleben partizipierenden Bürgerinnen und Bürger tatsächlich zu erhöhen. Doch der Zuwachs an Nutzniessern hinkte hinter demWachstum der Kulturausgaben her. Die bürgerlichen Kulturinstitutionen überlebten den ideologischen Ansturm unbeschadet. Allenfalls modernisierten sie im Rahmen des Generationenwechsels ihre Bühnenästhetik. Doch damit täuschten sie nur kurzzeitig Popularisierung vor. Zwischen Alternativ- und Hochkultur entstand überdies eine breite Kategorie neuer, der intellektuellen Avantgarde verpflichteter Kulturhäuser zwischen Kunsthalle und Tanzbühne. Kultur für alle? Der utopistische Ansatz hat Kunst nicht beliebter gemacht. Im Gegenteil, mit der starken Gewichtung des experimentellen, autoreferentiellen Schaffens hat er sie in den Elfenbeinturm zurückgestossen. Die breite Öffentlichkeit war dem bürgerlichen Erziehungsprojekt ferngeblieben, und sie ignorierte auch das moderne. Hingegen folgt sie willig dem Ruf der Erlebniskultur, des Internets, der kommerziellen Opposition. Als Reaktion verfügte das kulturelle Establishment eine noch schärfere Trennung zwischen Kunst und Unterhaltung, zwischen Geist und Kommerz. Kulturpolitik, eben noch auf Breite angelegt, verengte sich auf die Förderung der Kulturschaffenden, auf Seinshilfe für das Schwierige und Unverstandene. Vom Publikum zu reden, ist unversehens gefährlich.Wer es tut, ist der Anbiederung an den Massengeschmack verdächtig.Wer Erfolg als relevantes Kriterium betrachtet, macht sich der wirtschaftlichen Zensur schuldig. Wer Wirkungsanalyse betreibt, untergräbt die Zweckfreiheit der Kunst. Ihren Endpunkt hat diese Entwicklung darin gefunden, dass wahre Kunst nur noch dort sein kann, wo auch Subvention ist. Alles ausserhalb ist Kommerz, Folklorismus oder Laienkultur. Damit hat der heute gültige Kulturbegriff wieder dieselbe segregierende Kraft wie früher erlangt. Damals war ausgeschlossen, dass etwas ausserhalb des humanistischen Kanons je Kunststatus erreichen würde. Noch Ende der 70er Jahre bestritt der Zürcher Stadtpräsident, dass Rockmusik Kultur sei. Heute ist es so, dass ausserhalb des durch die Kulturförderer verwalteten Kunstsystems kaum Kunst entstehen kann. Pech für uns Kulturverwalter, dass das grosse Publikum ausserhalb zu Hause ist. Die Politik, mit der Evaluation der Staatstätigkeit im weitesten Sinne befasst, konstatiert: Nur etwa 5% der Bevölkerung nutzen die kulturellen Angebote intensiv, 45% selten, 50% nie. Die eben publizierte Statistik zum Freizeitverhalten 2003 der Schweizer besagt, dass 80% nie oder nur sehr selten Theater, Oper oder Museen von innen sehen. Auch dem Kino geht’s mit 71% (Fast-)Abstinenten nicht besser. 

Die doppelte Antwort: Die helvetische Politik, um gesellschaftlichen Nutzen bemüht, formuliert darauf eine doppelte Antwort. Sie verlangt – deutlich gemacht im Entwurf für das erste Schweizer Kulturförderungsgesetz auf Bundesebene – mehr Vermittlung und erleichterten Zugang zur Kultur. Vermittlung bedeutet im Klartext verstärkte Bemühungen, um das Kunstwerk zum vermuteten Publikum zu bringen; erleichterter Zugang induziert Massnahmen, die auf Seiten der Konsumenten Schwellen abbauen und Kunst und Kultur in Griffnähe rücken. Verkürzt: neben die traditionelle Angebots- tritt nun die Nachfrageförderung. Sieht so der Ausweg aus der Sackgasse aus? Auf den ersten Blick wirkt er sinnvoll und für die politische Rechtfertigung der Kulturpolitik unerlässlich. Auf den zweiten Blick erinnert der Ansatz an die Visionen aus den 70er Jahren, die ebenfalls die Vermittlung ins Zentrum rückten. Hier die abgehobene Sphäre der Kunst, dort das Publikum; mit verstärkter Anstrengung führen wir beide zusammen. Eine von der Kunst her gedachte Vermittlungspolitik allein schafft nur leichte Korrek-  turen am gegenwärtigen Zustand. Kultur bleibt in dieser Perspektive das wertvolle Produkt von Spezialisten, das der Staat besser vermarkten muss. Am Geld liegt es nicht, dass vier Fünftel der Schweizer dem Kulturleben fern bleiben. Zürich verteilt seit Jahren Kulturgutscheine an die Jungbürger, für Gratisseintritt in die wichtigsten Kulturinstitutionen, inklusive Jazzclub und Theaterspektakel. Rücklauf auf Tausende? Ein Dutzend oder zwei. Die Beschäftigung mit Kultur muss einen sozialen Vorteil abwerfen, sie muss dem oder der Einzelnen Anerkennung in der Gruppe einbringen, sonst bleibt sie ein Strohfeuer. Das gilt auch für Intellektuelle. Seit je ist Kulturkonsum an soziale Distinktion gebunden, selbst die Geschichte der Kulturförderung beweist es. Deshalb gehen die einen ins Grand Théâtre, die anderen in die Kunsthalle, die dritten zum Rockkonzert, ins Fussballstadium. Sie manifestieren damit ihre soziale Positionierung, denn Kulturmodelle sind Lebensmodelle, die sich in der individuellen Biografie verändern können. Wer für Kylie Minogue fiebert, will genau nicht so sein wie der Operngänger, obwohl er fürs Konzertticket fast soviel bezahlt.Wer hinter den DJs her ist oder wer Radio hört, auch der hat – Kultur. In der eigenen Wahrnehmung. 

Ein neuer Kulturbegriff?: Eine Kulturpolitik, die sich der Öffentlichkeit verpflichtet weiss, muss neu ansetzen. Eine weitere Vermehrung des Angebots kann keine Lösung sein, da nicht bezahlbar. Eine Ausdehnung der staatlichen Interventionszonen ebensowenig.Vielmehr gilt es, sich zu allererst auf den Kulturbegriff zu besinnen, der unserer alten wie der neuen Gesetzgebung zugrunde liegt. Er umfasst alle das Zusammenleben strukturierenden Verhaltensweisen. Er wölbt sich also über alle Bewohnerinnen und Bewohner jeder Nation. Als zweites muss die Politik sagen, welcheWirkungen sie mit Kulturförderung erzielen will – abgesehen davon, dass sie der Kunst einen Entwicklungsrahmen schafft.Wenn z.B. der ideale Citoyen kulturell gebildet ist, dann muss kulturelle Bildung einen Schlüsselplatz in den Lehrplänen aller Stufen einnehmen, lange vor Frühenglisch. Hier verzeichnen wir nur noch Rückschritte.Wenn Kultur Arbeitsplätze schaffen soll, dann müssen Produkte her, die Absatz finden. Wenn Kultur für das gesellschaftliche Gedeihen wichtigeWerte – sagen wir Toleranz, Neugier, Vielfalt – transportieren soll, dann benötigen wir andere Qualitätsbegriffe für die künstlerische Produktion. Dann kann es nur am Rande um Avantgarde und das Schwierige gehen. Dann rücken Inhalte, verständliche Formen und Emotionen ins Zentrum. Wenn Kultur auch schöpferisches Verhalten meint, dann benötigen wir endlich eine Durchdringung von professionellem Schaffen und Laien. Alle dafür? Vorsicht, eine solche Kulturpolitik rührte ans grosse Tabu des aktuellen Kunstbegriffs und würde, um weite Schichten zu erreichen, die Interessen der sogenannten kulturpassiven Mehrheit der Bevölkerung überhaupt einmal zur Kenntnis nehmen müssen. Nebenbei würde das die obigen Nutzungsstatistiken relativieren. Denn wie in der Kommunikation der Grundsatz gilt: Man kann nicht nicht kommunizieren, gilt auch für die Kultur: Kein Mensch ist ohne. In der Club-Music, am Computer, in den Weblogs, den Online-Games, den Jugendhäusern und den Amateurtheatern und Freizeitorchestern und den TVSerien manifestiert sich genauso Kultur wie im experimentellen Video; ihre scheinbare Einfachheit behindert ihre Aussagekraft nicht, im Gegenteil. Erst recht auf dem Hintergrund des breiten Kulturbegriffs. Also muss eine zukunftorientierte Kulturpolitik sich damit auseinandersetzen. Auf neue Phänomene eingehen heisst, die Gewichte neu zu verteilen. In einem derart strukturkonservativen, medial gut geschützten Sektor wie der Kulturproduktion wird das schwierig genug sein. Denn noch immer gilt: je mehr, desto besser. Institutionen zu schliessen ist undenkbar. Doch Verknappung wird im Interesse der Aufwertung und der substantielleren Förderung unumgänglich sein. Vieles können heute Private übernehmen; auch sie sind an Differenzierung interessiert. Eine künftige Kulturpolitik wird – nicht nur in einem multikulturellen Land wie der Schweiz – die Vielfalt der Publika über die Vielfalt der Werke setzen. Sie wird Verstehen fördern statt hermetisches Schaffen. Sie wird das Einfache beherzigen – kluge Botschaften müssen nicht kompliziert sein. Eine künftige Kulturpolitik wird die Beziehung zwischen Kunst und Bevölkerung von den Abnehmern her gestalten. Anbiederung an den Massengeschmack? Weit gefehlt. Beherrschung jener Medien, welche die kunstpassiven 80% der Bevölkerung beherrschen. 

Distributionsmechanismen und Ökonomie: Nein, Internet selbst ist keine Kunstform. Und das mit Bundesmillionen entwickelte Förderprogramm sitemapping ist der klassische Ausfluss einer angebotsorientierten Politik: Wie machen wir unseren Künstlern die Nutzung des virtuellen Raumes als Produktionsort möglich? Diese Frage beantworten die Kulturschaffenden am besten selbst. Nein, die Kulturförderung hat das Internet verpasst. Mit nostalgischem Misstrauen betrachtet sie die Digitalisierung der kulturellen Produktion. Hörbücher sind ihr ein Graus. An der Download- kultur für Musik schaut sie vorbei.Warum? Wäre nicht gerade das Internet jenes Medium, das sich hervorragend eignet, um die kulturelle Produktion in allen ihren elitären wie populären Formen mitsamt Erbe zugänglich zu machen in einem Medium, worin die Generation von morgen wie der Fisch imWasser sich verhält? Wer je den iTunes-Musicstore von Apple benutzt hat, ist verblüfft ob der Einfachheit des Modells. Er oder sie begreift sofort, warum dieses Geschäftsmodell zum Erfolg wurde. Wer je diesen Musicstore als Schweizer besuchte, ist enttäuscht: Die Schweizer Musikproduktion ist praktisch nicht vorhanden. Auch wenn Apple verspricht, mehr Schweizer Musik aufzunehmen, wird es immer nur ein Bruchteil des Schaffens im Lande sein. Wäre es da nicht Aufgabe der Kulturförderung, eine umfassende Schweizer Download-Plattform zu gestalten? Nein, nicht als erzieherisch inspirierter Staatsverlag, sondern als Teil von iTunes (oder eines anderen kommerziellen Anbieters)! Ich höre den Aufschrei bereits – und doch: Das Vertragsmodell wäre zu erarbeiten. Es setzte bei den Kulturförderern allerdings ein neues Wissen voraus; es benötigt Kenntnisse von Distributionsmechanismen und Ökonomie. Es wäre auch ein Abschied von zuweilen diskriminierenden Werturteilen. Ähnliches könnte für das Schweizer Kino, die Schweizer Literatur und Kunst gelten! Letztes Jahr hat die Computerspiel-Industrie weltweit mehr umgesetzt als die Kinobranche. Diese Feststellung, die mehrfach durch die Medien ging, hat die Kulturverwaltung nicht erschüttert. Das Phänomen Computerspiel wird nicht einmal in den Analysen des Freizeitverhaltens der Schweizer abgerufen. Dabei ist klar, dass Computerspiele eine prägende Kulturform der Gegenwart sind. Dass jeder dritte Jugendliche sich intensiv damit beschäftigt. Und dass Games ganz wichtige Projektionsflächen sind für Verhaltensmodelle. Dass sie die Wahrnehmung prägen. Und ästhetische Modelle liefern. Warum gibt es keine relevante Schweizer Computerspiel-Produktion, kein Schweizer 3-D-Design? Und warum sind die intelligenten Spiele auf den Computern so rar? Ist es übertrieben, zu sagen, hier habe die Kulturförderung versagt – wie sie den Comic 30 Jahre lang verpasst hat? Auf jeden Fall liefern Myst & Co. das schönste Beispiel, dass die Förderung nicht dort spielt, wo das Publikum. 

Gesellschaftliche Entwicklungspotentiale: Kultur kreiert Träume und Visionen. Kulturförderung aber kommt immer zu spät – fast immer. Der gesellschaftliche Umbruch, in dem wir stehen, wie die neuen Kulturgesetze geben uns die Möglichkeit, den Blick nach vorne zu wenden. Eine unüberschaubare Produktion, ein durch den Wegfall der Handelsschranken verhundertfachtes Angebot an kulturellen Erzeugnissen, eine lärmige Konkurrenz der Events wecken denWunsch nach Orientierung, nach Identifikation. Für eine neue verantwortungsbewusste Kulturpolitik hiesse das, erstens die kulturelle Produktion aller Schichten zu würdigen und zu pflegen, die populäre Kultur mit Engagement und Intelligenz zu durchdringen, neue Verhaltensmuster rascher kulturell aufzuladen, Tradition, Lokalbezug und Innovation in ein ausgeglichenes Verhältnis zu setzen. Nicht das Werk stünde abstrakt im Zentrum, sondern das Publikum in der Vielfalt seiner Bedürfnisse und Kulturen. Eine solche Politik brächte zweifellos grosse Umbrüche für die Kulturschaffenden mit sich, aber nicht weniger Arbeit! Auch für Pro Helvetia begänne eine völlig neue Etappe, weniger für die Auslandarbeit als im Inland. Leitkriterien müssten Verständlichkeit und Authentizität sein; grösste Aufgabe wäre eine konsequente Entwicklung und Aufladung der populären Kulturformen. Mediale Plattformen als Zugangstore wären unerlässlich genauso wie ein Verbund von sozial differenzierten Veranstaltern als Produktionspartner. Von den Laien war schon die Rede; ein Training von Kulturvermittlern und -förderern wäre die edelste der neuen Aufgaben. Kulturförderung erschliesst gesellschaftliche Entwicklungspotentiale. Diese liegen aber nicht allein in den Künstlerinnen und Künstlern. Sie schlummern auch in den Bürgerinnen und Bürgern. Eine Kulturpolitik, die nicht einfach Kunstpolitik sein will, eine Kulturpolitik, die sich von einer Romantik der ewig unverstandenen Minderheit verabschieden will, muss sich um das Publikum und seine Kultur kümmern. Es gibt gar keine andere Möglichkeit.
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